
BERICHTE UND URKUNDEN

Zum Recht auf privaten Schulunterricht

Eine Auslegung der §§ 82 und 79 der
finnischen Regierungsform

Tore Modeen*

1. Allgemeines. Völkerrechtliche Verpflichtungen
Finnland ist dem Internationalen Pakt der UN über wirtschaftliche,

soziale und kulturelle Rechte vom Jahre 1966- beigetreten. Aft.13 die-
ses Pakts beinhaltet die Verpflichtung, die Freiheit zu achten, auch andere,
als die von den öffentlichen Behörden *gegründeten Schulen zu wählen. Die
Konvention ist im liberalen Geist abgefaßt. Die pluralistische Gesell-
schaftsentwicklung wird gebilligt durch die Zulassung alternativer Schul-
formen.

Finnland ist ferner auch der 1960 erlassenen Konvention der UNESCO
gegen die Diskriminierung in Erziehungsangelegenheiten beigetreten. Das
Ziel dieser Konvention ist es, auf Freiwilligkeit beruhende alternative
Schulsysteme zu fördern im besonderen Hinblick auf sprachliche und, reli-

giöse Minderheiten.
Hiermit verbunden ist der auch Finnland verpflichtende Internationale

Pakt der UN über bürgerliche und politische Rechte vom Jahre 1966,
dessen Art.27 bestimmt, daß man ethnischen Minderheiten nicht das Recht

versagen darf, in ihren Lebenskreisen ihre eigene Kultur auszuüben und
ihre eigene Sprache zu sprechen&apos;.

Professor Dr., Institutionen för offentlig Rätt vid Helsingfors Universitet.
Verordnungen 1976: 106 und 108; Vertragsserie 1976:6 und 8-, 1971:908; Vertragsserie

1971:59. Siehe auch Tore M od. e e n, La Convention de MNESCO concernant la lutte
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582 Berichte und Urkunden

Keine dieser Konventionen enthält Bestimmungen betreffend die Finan-

zierungvon Privatschtilen. Dies ist indes eine zentralefrage. Die Konventio-
nen empfehlen zwar, daß der elementare Schulunterricht kostenfrei sein

sollte. Hieraus läßt sich jedoch nicht für die einzelnen Staaten die Pflicht

ableiten, daß sie die Kosten für mehrere parallele Schulsysterne zu tragen
hätten, was natürlich kostenspieliger und für die Planungkomplizierter ist als*

ein einheitliches Elementarschulsystem.
In der öffentlichen Schule, deren Organe..vom Staat oder von der jeweiligen

Gemeinde eingesetzt werden, kann Demokratie verwirklicht werden. Bei

einer privaten Schule wird der Vorstand vom Eigner der Schule eingesetzt,
und insofern könnte man die private Schule als undemokratisch bezeichnen.
Da von den PrivatschiiIen ein akzeptables Niveau des Unterrichts verlangt

wird und das Erreichen dieses Niveaus in unserer modernen Gesellschaft

wegen des nötigen technischen Gerätsund der hohen-Gehälter der Lehrkräfte

sehr teuer ist, ist es zumindest, unter Verhältnissen wie bei uns in Finnland

nicht möglich, derartige Schulen ausschließlich durch das Schulgeld zu

finanzieren, sondern der Staat muß ihnen finanzielle Beihilfen leisten. Dies

darf jedoch keine Einmischung in die Le4rinhalte mit. sich bringen, denn

damit würde. die Freiheit der Lehre verletzt werden. Die Motivation der

Privatschule liegtja gerade darin, durch Zulassung konkurrierender Schulsy-
steme didFreiheit der Lehre aufrechtzuerhalten. Zumanderen ist klar, daß die

Gesellschaft.es nicht billigen kann, wenn in&gt;:privaten Schulen gesellschafts
feindliche Aktivitäten betrieben werden oderder Unterrichtim Widerspruch
zu den Gesetzen und den guten Sitten destandes steht.

2. Diefinnische Regierungsform

Die Väter der finnischen Grundgesetze,von denen die sogenannte Re-

gierungsforni das wichtigste ist, haben sich für-,die Freiheit der Lehre aus-,

gesprochen. InlEntwurf zur Regierungsform aus dem Jahre 1907 wurde

ein Paragraph aufgenommen, demzufolge den Bütgern das Recht zu garan-

tieren ist, Schülen.frei zu gründen und den Unterricht in diesen auf die von

ihnen für zwiecAmäßig, erachtete -Weise einzurichten. Der Vorschlag des

Jahres 1917 begnügte, sich indes mit einem kürzer.en Wortlaut, der als

solcher indie Regierungsforindes Jahres 1919 aufgenommen wurde -

Die Vorschriften Über das Recht, Privatschuler und andere private Erzie-

contre la discrimination-dans le domaine de Penseignernent et les Iles d&apos;Aland, Rev*ue des

droits de l&apos;Homme - Auman Rights Journal 1977, S.249-270; d e r s. The International
Protecuon of National Minorities in Europe (1969), S. 112-116.
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Recht auf privaten Schulunterricht in&apos;Finnland 583

hungsanstalten zu gründen und in ihnen den Unterricht zu organisieren, werden
durch Gesetz erlassen. Der Hausunterricht untersteht, keiner, behördlichen Auf-

sicht (§ 82)2. K.

Diese Vorschrift befindet sich in dem Kapitel, über die Unterrichtstätig-
keit und nicht in dem 2. Kapitel über die allgemeinen Rechte und den
Rechtsschutz der Bürger. Ferner befindet sich im- 8. Kapitel eine Vorschrift

(§ 79)&quot; derzufolge Lehranstalten für höhere Allgemeinbildung und höhe--

ren Volksunterricht vom Staat getragen bzw. bei Bedarf vom Staat unter-

stützt werden.

3. Diefrühere Gesetzgebung betreffend Privatschulen

Im 19.Jahrhundert waren in den finnischen Städten zahlreiche Privat-

schulen auf verschiedenen Ebenen tätig. Die Unterstützung des Staates

konnte zunächst für die unteren Klassen der Oberschulen erhalten werden,
später auch für die oberen Klassen.
Der § 82 der Regierungsform wird zudem durch das 1919 erlassene und

noch in Kraft befindliche Gesetz über die Gründung und Unterhaltung
privater Schulen und Erziehungsanstalten (1919:26) ergänzt. Gleichzeitig
wurde ferner das Gesetz über die staatliche Förderung von Privatschulen
erlassen.
Das Gesetz hat die Errichtung von Privatschulen in keiner Weise einge-

schränkt. Es entstanden viele solcher Schulen, bis die Regierung im Jahre
1934 der Ansicht war, daß ihre Zahl zu sehr angewachsen war. Die Ein-

schränkung des Rechts auf Gründung von Privatschulen wurde damit be-

gründet, daß der Arbeitsmarkt den Abiturienten nicht ausreichend Stellen
zur Verfügung stellen könne. Die Regierung war der Auffassung, daß das

staatseigene Schulsystem entwickelt werden müßte, um die Situation bes-

ser in den Griff zu bekommen. Der Reichstag akzeptierte die Linie der

Regierung, und das Gesetz wurde dahin gehend geändert, daß.von nun an

für die Errichtung einer privaten Oberschule die Erlaubnis des Staatsrates

nötig war. Die Voraussetzung für die Gewährung der Erlaubnis war, daß
die Errichtung oder Erweiterung der Schule zur Befriedigung des Bil-

dungsbedürfnisses in dem jeweiligen Ort nötig war und ausreichende fi-
nanzielle Ressourcen für die ständige Unterhaltung der Schule vorhanden
waren (L 1935:145).

Die Oberste Schulbehörde Finnlands kann einer privaten Schule das

2 Meddelanden frän Stiftelsens för Abo Akadetni forskningsinstitut 3 (1975); Komitee-
Denkschrift 1917:11. Denkschrift des Verfassungsausschusses.
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58,4 - er-ichte und Urkunden

Recht verleihen&quot;Zeu ustellen und P&apos; Üfungen abzuhalten, dierugnuse: ausz
allgemeine Gültigkeit .,besitzen, z..B. die Reifeprüfung (dies indes in Zu-

sammenarbeitmiteinem.Organdes.Staates)....indieserHinsichtwurdeein.e
liberale Linie elrigeschlage was -die Stellung der Privatschulen in unserem -

-gestärkt,hat.Lande erheblich
Die Privatschulen wurden im allgemeihen nach dem&apos;Modell der entspre-

chenden Schulen des Staates eingerichtet. Die gemischten Schulen für jun-
gen und Mädchen waren indes anfangs -alle privat.

Priväte Volks- und Vorschulen:

Privatschulen wurden im allgemeinen zur Vermittlung höherer Allge-
meinbildung gegründet. Die-.Volksschulen der Gemeinden deren Besuch
Pflicht und kostenfrei war, befriedigten den* Bedarf an Volksschulausbil-
düng. Private Volksschulen, wutdien nur in -Ausnahmefällen gegründet.
Hingegen waren, auch von seiten, der Kirchengemeinden, viele private
Vorschulen tätig-
Das Prinzip derEinheitsschule wurde zuerst auf der Stufe der Vorschule

verwirklicht. Dem -Reichstag wurde 1945 eine Initiative (1945:27) vorge-
orslegt, in der unter Hinweis auf die soziale Stellung der V chulen als der

von den wohlhabenden Gesellschaftsschichten bevorzugten Schulform ge-
fordert wurde, die fraglichen Schulen denselben Normen zu unterwerfen,
die für die Volksschulen galten. Dies bedeutete, daß- an diese Schulen so

hohe Forderungen hinsichtlich des. Unterrichts gestellt wurden, daß sie -

bis auf wenige Ausnahmen - schließen mußten. Die privaten Vorschulen
waren nämlich ohne finanzielle Unterstützung* durch -die öffentliche Hand

tatig gewesen.
Die Initiative wurde vom Reichstag angenommen, ohne. daß die verfas-

sungsrechtliche der Angelegenheit untersucht wurde (1946:125). Die

privaten Vorschulen schlosserijhre Tore, und so gut wie alle Kinder began-
nen ihren Schulbesuch.. in, dei Volksschule. Erst nach Absolvierung der
unteren Klassen hatten sie -die- Möglichkeit,- ihren Schulbesuch an einer

Privatschule fortzusetzen, sofern. es in ihrem Wohnort.&apos; eine solche gab.
Oder die Eltern schicktb-n ihre Kinder zum Besuch einer Privatschule in

einen anderen
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Recht auf privaten Schulunterricht in Finnland 585

5. Die Privatschulen und die Oberschulen des Staates

vor der Einheitsschulreform

In Finnland gab es früher viele Privatschulen, was jedoch nicht daher

rührte, daß die Idee der Privatschule besonders kultiviert wurde, sondern

daher, daß sie einem stetig wachsenden Bedarf an Bildung entgegenkamen.
Die Zahl der staatlichen Schulen war noch relativ klein. Neue staatliche
Oberschulen wurden nicht annähernd in dem Tempo gegründet&quot; daß der
Bedarf hätte, befriedigt werden können. Die Gemeinden traten erst recht

spät, als man begann, mit der Unterstützung des Staates kommunale Mit-

telSchulen zu gründen, auf den Plan.
Der Staat hingegen unterstützte private Schulen, deren Kosten ansonsten

von den Eltern der Schüler getragen wurden. Die Errichtung und Unter-

haltung der Schulgebäude erforderten von den privaten Kreisen erhebliche
finanzielle Opfer. Die damals knappen Geldmittel der Gesellschaft konn-
ten dadurch für andere Zwecke aufgespart werden, daß ein Teil der Ausga-
ben für die Schulen von Privatpersonen gezahlt wurde.

Eine Voraussetzung für den Erhalt staatlicher Förderung war, daß das
Niveau des Unterrichts in den Privatschulen zufriedenstellend war. In der
Praxis bedeutete dies - mit wenigen Ausnahmen -, daß die Privatschulen
ihren Unterricht dem der Oberschulen des Staates anzugleichen suchten.

Sozial gesehen unterschieden sich die Privatschulen nicht von den staatli-
chen Oberschulen. Das höchste Ansehen hatten die staatlichen Normal-

lyzeen, Oberschulen mit Referendarausbildung. Aber vor allem in der

Hauptstadt gab es auch Privatschulen, deren guter Ruf Schüler aus den
oberen sozialen Klassen anzog. Der Unterschied im Schulgeld war zwi-

schen den staatlichen und den privaten Schulen nicht sehr groß5 konnte
aber doch zu einer Differenzierung der Schüler führen. An den Privatschu-

len mußte indes eine bestimmte Zahl an Freistellen für minderbemittelte
Schüler reserviert werden.

Eine Statistik aus den Jahren 1968/69 zeigt folgendes Bild:
Volksschulen Schüler

schwedischsprachige 606 24556

finnischsprachige 6391 464986

Oberschulen Schüler

staatliche schwedischsprachige 18 7956

staatliche finnischsprachige 132 85998

private schwedischsprachige 31 8827

private finnischsprachige 335 165983
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586 Berichte und Urkunden

Kommunale Mittelschulen Schüler

schwedischsprachige 8 1350

finnischsprachige 125 35326

6. Die Emheitsschulreforrn desjahres 1968

Der erste Schritt hin zum Einheitsschulsystem war eine Komitee-Denk-
schrift aus dem Jahre 1959 (1959:11). Der folgende war die Regierungsvor-
lage 1967:44, in der eine neunjährige einheitliche Gesamtschule vorge-

schlagen wurde. In erster Linie wurde hier an eine kommunale Schule

gedacht, aber dem Standpunkt der Regierung zufolge konnten auch die
Privatschulen Klassen entsprechend der Elementarstufe der Gesamtschule

erhalten. Diese Klassen sollten die entsprechenden Klassen der kommuga-
len Schule ersetzen, ohne jedoch zur gemeindeeigenen Gesamtschule zu

gehören. In der Hauptsache sollten jedoch die Gemeinden für die Gesamt-

schule verantwortlich sein, mit der die entsprechenden Klassen der staatli-
chen und privaten Schulen verschmolzen werden sollten. Das Gymnasium, &apos;

das in Finnland eine separate Schule darstellt und nur die dreiklassige
gymnasiale Oberstufe umfaßt, sollte bestehen bleiben; für die gymnasiale

Schulung sollten die vom Staat, von den Gemeinden oder von Privatperso-
nen unterhaltenen Gymnasien verantwortlich sein.

Die Regierung ging also davon aus, daß die Gemeinden im Einverneh-

men mit den Eignern der Privatschulen diese in ihre Obhut nehmen. Ein
diesbezüglicher Vertrag wäre von der Obersten Schulbehörde zu.bestati-

gen.
In der Rechtswissenschaft wurde der Vertrag als öffentlich--rechtlich

klassifiziert. Eventuelle Streitigkeiten über ihn müßten somit von1 Verwal-
3tungsgericht entschieden werden

Wenn hingegen die Privatschule weiter als Ersatzschule zur Gesamt.
schule tätig sein wolle, so sei auch hierfür ein Vertrag nötig. Der Besuch

solcher Klassen müßte kostenfrei sein, und die übrigen sozialen Vorteile,
die die Gesamtschule bietet, müßten auch den Schülern der Privafschule
zukommen. Falls ein Vertrag mit der Privatschule nicht zustandekäme, sei

die staatliche Förderung einzustellen.
Bei bestimmten Privatschulen könne man dennoch das bisherige System

weiter bestehen lassen, nach dem die unteren Klassen die Gesamtschule
nicht ersetzen, obwohl sie dieser entsprechen. Die Schulen würde&apos;n,trotz-

3 Eero V i 1 k k o n e n, Hallintolainkäytön alasta [Zum Gebipt der Verwaltungsrecht,9re-
chung] (1973), S.77f.
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dem in gleicher Weise wie die Gesamtschulen staatliche Förderung genie-
ßen.

Die Regierungsvorlage wurde vom Verfassungsausschuß geprüft
(1967:3). Dieser hielt den Vertrag zwischen der Gemeinde und der Privat-

schule zur Kommunalisierung der Schule oder ihrer Umwandlung in eine

Ersatzschule hinsichtlich der Gesamtschulstufen für eine freiwillige Maß-
nahme.
Da der Eigner einer Privatschule jedoch in dem Fall, daß er nicht auf den

Vertrag einging, ohne staatliche Förderung bleiben sollte, wäre die ge-
nannte Freiwilligkeit nur eine scheinbare. Durch den Entzug- der staatli-
chen Unterstützung wäre der Schule die, Existenzgrundlage genommen.
Der Verfassungsausschuß meinte zwar nicht, daß die staatliche Förde.-

rung als solche ein verfassungsrechtlich geschütztes Anrecht der Privat-

schule sei, aber da durch die Einstellung der Förderung der Eigner der

Schule unter Druck gesetzt würde, seine Schule an die Gemeinde abzutre-.

ten, stünde die Vorschrift im Widerspruch zu dem in der Regierungsform
geschützten Schutz des Eigentumsrechts (Regierungsform § 6).
Aus diesem Grund schlug der Ausschuß vor, den Gesetzesentwurf dahin

gehend abzuändern, daß dem Eigner der Privatschule die Möglichkeit ein-

geräumt würde zu wählen, ob er seine Schule mit allen Vermögenswerten
und Verpflichtungen an die Gemeinde abtreten oder ob er sie als die. kom-
munale Gesamtschule ersetzende Privatschule beibehalten wolle. Die Wei-
terexistenz im letztgenannten Fall wäre garantiert, denn dann wäre die
Gemeinde verpflichtet, für die Unterhaltungskosten der Schule aufzukom-

men.

Der Reichstag akzeptierte diese Änderung, die in das Gesetz aufgenom-
men wurde (1968:467). Zugleich wurde bestimmt, daß aus besonders

gewichtigen Gründen die Schule auch als entsprechende Schule weiter-
bestehen könne, d. h. die betreffenden Klassen würden nicht nach den für
die kommunale Gesamtschule aufgestellten Forderungen eingerichtet, son-

dern nach einem anderen Modell.

7 Analyse des Gesetzes von 1968; die Auslegung des Verfassungsausschusses

In dieser Phase war der Privatschule die Fortsetzung ihrer Tätigkeit
garantiert worden, entweder als Ersatz-Gesamtschule oder, in Ausnahme-

fällen, als entsprechende Schule. Die Gymnasien würden entweder als
staatliche oder als private Schulen weiterbestehen.
Der Standpunkt des Verfassungsausschusses ist verwunderlich. Es ist

natürlich falsch, von einem freiwilligen Vertrag zwischen der Gemeinde
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und dem Eigner einer Privatschule zu sprechen- in einer Situation, wo

die Weiterführung der Schule als, selbständige, vom ,kommunalen Ge-

samtschulsystein unabhängige Anstalt nur in Ausnahmefällen möglich
ist. Ganz 4m -Gegenteil ist festzustellen, -daß die-Privatschulen: gezwun-

gen wurden, sich in, das G.esamtschulsystem züi integrieren.
Verwunderung erregt zudem der Umstand, daß..die §5 82 und 79 der

Regierungsform vom, Verfassungsausschuß in dieser Situation unbeach-

tet geblieben sind. Nach Ansicht des Ausschusses war,&apos;die Einhaltung
des Grundgesetzes gegeben, wenn nur, das - Gesetz die &apos;Errichtung von

Privatschulen zuließ. In der Frage&quot;der staatlichen.Förd,erung hingegen
könne man frei verfügen. Die Einstellung sämtlicherBeihilfen an.

Privatschulen galt anscheinend nicht als Verstoß gegen das Grundge-
setz.

Nur -auf Grund des Schutzes, des Eigentumsrechts wurde den Eig-
nern von Privatschulen die Möglichkeit eingeräumt, zwischen der

Kommunalisierung und, der Erhaltung der -S als Ersatz-Gesamt-

schule zu wählen. Aber das Gesetz, von 1968 bot derjenigen Privat

schule,- die als selbständige. Schule weiterbesteh w Ute, keine Förde-en 0

für ihre Tätigkeitrung. Nur wenn sie selbst die nötigen, Geldmittel
aufbringen konnte, hatte sie die Möglichkeit, weiterzubestehen, wenn

nicht der Staat sich aus freier Erwägung bereitfand, sich an den Kosten

der Schule zu beteiligen.

- derung von 19i48. Die Gesetzesan

Bald bemerkte man, daß das Gesetz von 1968 so auszulegen war, daß

Privatschulen, wenn ihre-Eigner es so wollten,. als ErsatzSäulen gebilligt
werden mußten. Das Gutachten des.Justizkanzlers in dieser Angelegenheit
hatte zur Folge, daß sich die Regierung entschloß,: erneut ein.solches Ge

4setz herbeizuschaffen, das die fragliche Freiheit abschaffen würde
Im Jahre 1974 wurde eine Vorlage (1974:52) eingereicht, die darauf ab,

zielte, die im Gesetz von 1968 den Eignern von Privatschulen eingeräumte,
Wahlmöglichkeit in der Praxis abzuschaffen. Der Gemeinde sollte die.Be-
fugnis gegeben werden, dem Eigner einer Privatschule das Recht streitig zu
machen, die Schule als private Ersatzschule weiterzuführen. In dieser Si-

tuation bliebe der Schule keine andere Kommunalisierung-
oder Einstellung der Tätigkeit.
Die Regierung gab deutlich zu verstehen, daßes ihr Bestreben war, so

4 Berichtdesjustizkanzlersdes.StaatS&apos;ratsvoM,Jahre.1973,S.33ff
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gut wie das gesamte Schulwesen bis auf - in dieser Phase - das Gymnasium
zu, kommunalisieren. Die Realisierung der Reform würde verlangen, daß

die Verwaltung der Schulen einheitlich organisiert sei.

Die die kommunale Gesamtschule ersetzenden Privatschulen bildeten -

nach Ansicht der Regierung - keine das Schulwesen bereichernde Alterna-
tive. Hinsichtlich der Bewahrung des Pluralismus in der Gesellschaft oder
der künftigen Entwicklung des Schulsysterns seien sie ohne Bedeutung.
Man sah auch keine Veranlassung, in diesem Kommunafisierungsprozeß

das Eigentum der Privatschulen zu schützen, da dieses - nach Ansicht der

Regierung.- zum größten Teil mit der Unterstützung des Staates erworben
worden war.

Der Verfassungsausschuß hieß in dieser Phase die Regierungsvor
(1974:3). Anders als einige Jahre zuvor sah man in ihr keinen. Widerspruch
zum Grundgesetz mehr. Die Privatschule büßte jedoch automatisch die
staatliche Förderung.ein, *wenn die betreffende Gemeinde. sie nicht als -

Ersatzschule billigte. Ihre realen Möglichkeiten zur Fortsetzung der-Tatig-
hit waren also minimal.
Der Ausschuß begnügte sich mit einem Gutachten, in dem scheinbar die

Privatschul-Idee unterstützt wurde. Man sprach die Hoffnung aus, daß das
Unterrichtsministerium in Einzelfällen Privatschulen, die außerhalb des

Gesamtschulsystems blieben, unterstützen würde. Offensichtlich war je-
doch, daß die Zahl solcher Schulen sehr klein bleiben würde.

Als der Reichstag die Vorlage annahm, erließ er gleichzeitig eine Aus-

nahme für die Minderheits-Oberschulen, denen das Recht, zum Beispiel
auch als zum Gesamtschulsystem gehörige Ersatzschulen ihre Tätigkeit
weiterzuführen, garantiert wurde. Auf diese Weise wurde erreicht, daß
vier in überwiegend finnischsprachigen Städten tätige schwedischsprachige
Schulen weiterbestehen konnten (1974:572).
Zu keiner Phase hat der Verfassungsausschuß die völkerrechtlichen Ver-

pflichtungen Finnlands bezüglich der Tätigkeitsvoraussetzungen von pri-
vaten Schulen in Erwägung gezogen.

Als Folge der Gesetzesänderung wurde die Hoffnung vieler Privatschu-

len, als Ersatzschulen weiterbestehen zu können, enttäuscht. Die Gemein-
den haben sich nämlich nicht - mit einer Ausnahme (das finnischsprachige
Schulamt der Stadt Helsinki) - dazu bereitgefunden, den Privatschulen

5dieses Recht einzuräumen

5 Oberstes Verwaltungsgericht 1976 11 84: Da der Eigner der privaten Oberschule be-
schlossen hatte, daß er seine Schule nicht an die Stadt abtreten, sondern sie als die die
kommunale Gesamtschule ersetzende Schule weiterbetreiben will, hatte die Städtverordne-
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Es hätte leicht passieren können, daß alle finnischen Gemeinden da-

durch, daß sie den Privatschulen das Recht auf Fortsetzung ihrer Tätigkeit
als Ersatz-Gesamtschulen ablehnten,.-diese im *Gesetz vorausgesetzte Mög-
lichkeit zunichte gemacht hätten.. Die imGesetz-,genannte Wahlmöglich-
keit wäre somit bloß toter Buchstabe geblieben.

9. Die Gesetzesänderung von 1976

In dieser Phase waren noch private Schulen; uhterstutzt vom Staat, tätig.
Irn Jahre 1975 konnten private Schulen noch mit der Unterstützung des

Staates Häuser errichten. Als im Reichstag der Änderungsvorschlag zu

dem 1950 erlassenen GeSetz,über staatliche Förderung behandelt wurde,
konnte der Verfassungsausschuß seine Meinung in dieser Angelegenheit
kundtun (1975 11:2).
Der Ausschuß war der Ansicht, daß hierüber&apos;ein normales Gesetz erlas-

sen werden könnte. Der 5 79,der Regierungsforin sei so unbestimmt abge-
faßt, daß das Recht der Privatschulen auf Erhalt staatlicher Förderung
nicht grundgesetzlich geschützt sei. Mittels Gesetz, aber nicht mittels Ver-

ordnung, konnten die Tätigkeitsvoraussetzungen für private Schulen frei

reguliert werden. Der Standpunkt des VerfassungsausschusSes bei der Aus-

legung der % .82 und 79 der Regierungsform war wieder einmal restriktiv.

10. Das Grundschulgesetz von 1983. Sonstige Schulgesetzgebung

Das zur Zeit in Kraft befindliche Grundschulgesetz wurde 1983 erlassen

(1983:476). Die Einheitsschulreform, die seit 1970.betrieben wurde, wurde

bis 1977 zum Abschluß gebracht. Die neuen Lehrpläne wurden&apos;1981/82 in

Gebrauch genommen. Die Volksschule, die Mittelschule und im großen
ganzen auch die Oberschule sind nur noch veraltete Begriffe. Heute sind

nur noch wenige Privatgchulen entweder als Ersatz-Gesamtschulen oder

als entsprechende Schulen anderer Art tätig. Der Gesetzgeber ist somit in

seinem Streben, die privaten Schulen abzuschaffen, recht erfolgreich gewe-

sen.

Bei der Behandlung der`Vorlage zum. neuen Gesamtschulgesetz
(1982:30) &apos;stellte der, Bildungsausschuß -des Reichstags zur Sache der noch

tenversammlung das Recht, bei der Bestätigung des Schulplans zu entscheiden, die besagte
Schule bezüglich der der Gesamtschule entsprechenden Klassen nicht als die Gesamtschule

der Stadt ersetzende, Schule zu benutzen. Siehe auch Oberstes Verwaltungsgericht 1975
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immer tätigen Privatschulen fest, daß diese gewisse Sonderbedürfnisse be-

friedigten wie zum Beispiel bei der Pflege verschiedener religiöser oder

philosophischer Ideologien oder im Fremdsprachenunterricht (1982:18).
Der Verfassungsausschuß äußerte bei der Behandlung des Gesetzes Uber

das Gymnasium, daß die Möglichkeit, neue private Gymnasien zu grün-
den, bewahrt werden sollte, wenn hierfür besondere Ausbildungsgründe
geltend gemacht werden können (1983:13). Von der Schulreform war nam-

lich auch die gymnasiale- Oberstufe betroffen. Nach dem neuen Gesetz

über das Gymnasium (1983:477) sind auch diese in der Hauptsache im
Besitz der Gemeinde befindliche und von ihnen unterhaltene Anstalten.

In dieser Phase, als die KommunaliSierung des Schulwesens in den

Hauptzügen bereits zu Ende geführt worden war (der Staat unterhielt

Schulen nur noch in Ausnahmefällen), brachte der VerfasSungsausschuß
seine Auffassung zur Frage der Privatschulen zum Ausdruck. Er stellte

fest, daß man nicht beabsichtige, das aus dem Jahre 1919 stammende Ge-

setz über die Privatschule aufzuheben. Im Rahmen dieses Gesetzes könn-
ten somit auch neue Privatschulen gegründet werden. Ihnen könne sogar
die Stellung einer Ersatz-Gesamtschule gegeben werden, sofern die betref-
fende Gemeinde damit einverstanden ist. Da im Gesetz eine derartige
Möglichkeit vorgesehen ist, könne man sagen, daß das im § 77 der Regie-
rungsform ausgedrückte Prinzip weiterhin in Kraft ist.
Die neuen Schulgesetze konnten im Reichstag auf dem Weg der norma-

len Gesetzgebung erlassen werden. Aus der Verordnung 1984:720 geht
hervor, daß die Gemeinde eine umfangreiche Befugnis hat, auch über den
an einer privaten Gesamtschule gegebenen Unterricht zu entscheiden, zum
Beispiel über die Sprachen, die dort unterrichtet werden.

Privatschulen, die die Gesamtschule ersetzen, gibt es heute in Finnland

18, von denen 14 in Helsinki tätig sind (sämtlich finnischsprachige). Au-
ßerdem existieren noch 4 sogenannte Minderheitsschulen (alle schwedisch-
sprachig). Die Zahl der Schüler an diesen Schulen beläuft sich auf ca. 5000;
hinzu kommen die ca. 3500 Schüler der privaten Gymnasien. Alle diese
Schulen umfassen sowohl die Gesamtschul- als auch die Gymnasialober-
stufen. Ferner sind in Helsinki, Tampere und Ylitornio fünf weitere pri-
vate, finnischsprachige Gymnasien tätig. Keine der Privatschulen kommt
ohne staatliche Förderung aus.

Sogenannte entsprechende Privatschulen gibt es zwei: die jüdische
Schule Helsinki (finnischsprachig, Gesamtschulniveau) und die Hauswirt-
schaftsschule Aitoo (finnischsprachig, Internat). Beide genießen staatliche

Förderung. In Helsinki besteht schließlich noch eine Privatschule für Be-

hinderte, die ebenfalls vom Staat unterstützt wird.

http://www.zaoerv.de
© 1987, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


592 : B.erichte Urkunden

11. Spezialschulen

LautAem speziellen die Steiner-Schulen betreffenden Gesetz 7)
höchsten t er- -können s drei derartige Privatschulen.vom. Staat geförder w

kurzem eine vierte Schule,&apos; 4i:* die Steinersche Pädagogikden. Als vor e

anwenden wollte, gegründet werden&apos; sollte und man um staatliche Förde-

rung sowie um das Recht, offizielle Zeugnisse auszustellen, ersuchte,
wurde dieser Antrag abgelehnt. Hierauf Wurde beim&apos; Justizkanzler eine

Klage eingereicht. In seinem 1.9,86 gefaßten Beschluß pflichtete der Justiz-
kanzler der Auslegung des. Staatsrat &apos;bei, wonach. das. Gesetz über die

Steiner-Schulen nicht umgangen werden konnte. Da in dem. Gesetz die
Zahl der staatliche Förderurt genießenden, Steiner-Schulen auf drei be-9

ngrenzt worden war, könnte für -neue Schule 4eine Erlaubnis gegeben
werden.
Die einzige Möglichkeit, eine Erweiterung des Steiner-Unterrichts, ohne

a.tunterricht zuGesetzesänderung zu erreichen, lag darin&quot;ihn als,.
klassifizieren, welcher nach § 82 Abs.2 der. Regierungsforrn zulässig ist.,
Ein solcher würde jedochnicht zum Erhalt staatlicher Förderung berechti-

gen und nicht mit dem Recht sein, offizielle Zeugnisse auszu-

stellen. Die Reifeprüfungensindan einer öffentlichen Schule zu absolvie-

ren.

Kraft &apos;Sondergesetze unterhält der, finpis Staat zwei, teilweise fremd-

sprachi:&quot;e Oberschulen: die FranzOsisch-Finnische und dieRussisch-Finni-9
sche Oberschule i&apos;n Helsinki. Unterstützt werden,zudein *die Internationale
Schule Helsinki und &amp;,Englische Schule. Die,Deutsche Schule Helsinki

publik Deutschland gefördert.wird mit Mitteln aus der Bundesre

12. Die zur Zeit gültigen Gesetze betreffend die Privatschule

Oben habe ich.bereits festgestellt,- daß das, Gesetz, über die Privatschule

aus dem Jahre, 1919 ebenso wie die einschlägigen Paragraphen der Regie-
rungsforrn (5§ 82 und 79) nach wie:vor in Kraft sind. Irn Jahre 1983 wurde
das Gesetz über,die Privatschule durch eine,Vorschrift ergänzt, die besagt,
daß eine, kraft dieses Gesetzes gegründete Schule nicht die Bezeichnungen9
Gesamtschule oder Ersatz- führen darf. Hingegen ist.

rdas Gesetz übe&apos; die staatliche Beihilfe, für Privauchulen, das mit dem

Privatschulgesetz, von 191.9 .;direkt. verbunden war,: aufgehoben worden.
Weiter besteht jedoch das Gesetz, übe.r` -.staatliche Beteiligungen ew.
(1978:1112), das sich u. a. auch, mit der staatlichen- Förderung von Privat-
schulen befaßt.
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Laut diesem&apos;Gesetz kann eine der Gesamtschule entsprechende Privat-
schule nur dann staatliche Förderung erhalten, wenn sie diese bereits für
das Jahr 1978 bezogen hat. Neue, nur auf dem Gesamtgchulniveau tatige
und staatliche Förderung genießende Privatschulen können folglich nicht
mehr gegründet werden.
Das derzeit gültige Gesetz über das Gymnasium (1983:447) und das

oben genannte Gesetz über die staatlichen Beteiligungen hingegen erm&apos;ögli-
chen es, daß mit der Genehmigung des Staatsrats neue private Gymnasien

I .gegründet werden können (auch mit dazugehörenden Oberschulen), die
dann auch staatliche Förderung genießen, unter den Voraussetzungen, daß
das Gymnasium einem reell gegebenen, ständigen Schulbedarf entgegen-
kommt, daß -es nicht zum Zweck der Profitgewinnung unterhalten wird
und daß seine Tätigkeit den Gesetzen entspricht.

13. Aussagen über die Freiheit der Lehre
im rechtswissenschaftlichen Schrifttum

Verwunderlich ist, wie wenig die Freiheit der Lehre in der rechtswissen-
schaftlichen Literatur Finnlands behandelt worden ist. Es scheint SO, als ob
der Umstand, daß die einschlägigen Vorschriften sich nicht im 2. (Grund-
rechts-)Kapitel der Regierungsform befinden, hier eine Rolle gespielt hat.
Die Freiheit der Lehre ist von den Rechtsgelehrten sozusagen vergessen
worden.

Eigentlich hat sich mit dieser Frage nur V. M e r i k o s k i kurz und im
negativen Sinne befaßt. Mit anderen Worten: Er hält die Privatschulen für
öffentlich-rechtliche Anstalten6.

14. Der Standpunkt des Verfassers

Die völkerrechtlichen Verbindlichkeiten verpflichten Finnland, private
Schulen zuzulassen. Der 5 82 der Regierungsform ist in entsprechender
Weise auszulegen, auch wenn er die Stellung der Privatschulen nur indirekt
stützt.

Das Grundgesetz sagt nichts über den Inhalt des die Privatschulen regu-
lierenden Gesetzes aus. Da aber das Grundgesetz von der Existenz derarti-

6 V. M e r i k o s k i, Suornen julkisoikeus pääpiirteittäin 1 [Das öffentliche - Recht Finn-
lands in den Hauptzügen] Bd.1 (1974), S.226. Siehe auch Mikael HiUn, Bestand und
Bedeutung der Grundrechte IM Bildungsbereich in Finnland, Europäische-Grundrechte
Zeitschrift 1981, S.640ff.
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ger Schulen ausgeht, läßt sich nichts anderes denken, als, daß man
Gesetz die Freiheit der Lehre und damit auch, das Recht auf privaten Schul,-

daß, d n Privatschuleunterricht sichern wollte, was wiederum impliziert, eo n
ihre Tätigkeitsvoraussetzungen garantiert werden, müssen.
Da man sich in finnischen, Verhältnissen nicht vorstellen kann, daß Schu-

lenohne finanzielle Unterstützung durch die,öffentliche Hand zurecht-
kommen,- ist die Frage nach staatlicher Förderung direkt hiermit verbun-

den. Der 5 79 der Regierungsform setzt daher auch voraus, daß die Lehr-

anstalten bei Bedarf durch den Staat gefördert werden. Diese Vorschrift ist

daher extensiv auszulegen in der Beziehung&quot; daß es zu den, Pflichten des

Staates gehört, für die Erhaltung des Niveaus -auch von Privatschulen zu

sorgen. Hierzu gehört ebenso die finanzielle Förderung der Schulen, soll-

ten die privaten Mittel nicht ausreichen.
Es ist eine Frage des Ermessens, wann eine Privatschule der staatlichen

Förderung bedarf. Wenn Umerstützung vonnöten ist - und von diesem
I

I

Normalfall wäre auszugehen -, ist der Staat verpflichtet, Geldmittel beizu-

steuern. Ansonsten&apos;vrurde der § 82 der Regierungsform seine Bedeutung
verlieren.
Kann infolge der restriktiven Förderungspolitik des Staates keine -ange..-

messene Zahl an Privatschulen unterhalte:n werden, so ist darin ein Verstoß

gegen die Regie.rungsform zu sehen, und dey,Staat wäre damit, zudem

seinen internationalen Verpflichtungen nicht nachgekommen.
Dem Staat obliegt es jedoch nicht, für die Errichtung von Privatschulen

i &apos;tiative hervorzugehel.zu sorgen. Privatschulen haben aus privater Ini An-
i

dererseits dürfte es klar.sein, daß in jeder liberalen Gesellschaft ein Bedarf,
alternative Schulformen hervorzubringen, besteht7.

15. Die jetzige Lage in Finnland

Es wäre zu fragen, ob die Lage in Finnland bezüglich der Privatschulen

heute zufriedenstellend sei. Nach Erlaß der Regierun2s&apos;form.. wurden zur

Ergänzung derselben, wie es in ihren-% 82 und .79 vorausgesetzt wird, das

Gesetz Uber die,Privatschule und das Gesetz über die staatliche Förderung
gegeben. Im.Jahre 1.935 wurde das Recht auf.Gründung von Privatschulen
mittels der Beschränkung des Rechts auf staatliche Förderung &apos;und der

Befugnis zur Ausstellung von Zeugnissen eingeschränkt. Auch danach hat

sich die Situation der Privatschulen wesentlich verschlechtert, und in Finn-

7 Siehe, auch Tore Mo d e e n j Rätten till privat skolundervisning, Juridiska Föreningens
Tidskrift (1986:5).
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land gibt, es heute nur noch einige wenige Privatschulen. Das bestehende
Gesetz über staatliche Beteiligungen bezieht sich in erster Linie auf die

Forderung kommunaler Schulen.
Den Gemeinden wurde in der Phase der Verwirklichung der Einheits-

schulreform entscheidende Beschlußgewalt eingeräumt. Ues war
* eine

zweifelhafte Entscheidung, waren ja die Privatschulen mit der Erlaubnis
des. Staates gegründet worden. Es ist die Sache des Staates zu überwachen,
daß die vom- Grundgesetz garantierte Freiheit der Lehre bewahrt bleibt.
Die Frage, ob die&apos; Privatschulen als die Gesamtschule ersetzende Lehran-
stalten beibehalten werden oder nicht, hätte dem Staat zur Entscheidung
überlassen bleiben müssen.

Hinsichtlich des Gymnasiums sieht die Lage indes besser aus. Neue

private Gymnasien können gegründet werden, und mit ihnen können auch
untere Klassen verbunden werden. Das Unterrichtsministerium kann ih-
nen Staatsbeihilfen zur teilweisen Deckung der Unterhaltungskosten ge-
währen.
Das Gesetz kann jedoch nicht dahin gehend ausgelegt werden, daß den

Bürgern das Recht gegeben worden wäre, eine solche Schule zu gründen,
denn dies hängt entscheidend vom Ermessen der Behörden ab. Wenn die
Situation dem Grundgesetz entsprechen würde, wären für die Errichtung
von Privatschulen bessere Garantien gegeben worden.

16. Abschließende Bemerkungen
Man hat behauptet, daß man unter den finnischen Verhältnissen keine

Privatschulen benötige, da sie zu der immer noch in de&apos;r Entwicklung
stehenden öffentlichen Schule keine Alternative bilden würden.
Es trifft zu, daß es keine national-sprachlichen Gründe gibt, die Privat-

schulen erforderlich machen würden, da die Gemeinden dafür sorgen, daß
in den Ortschaften, wo wegen des Anteils an schwedischsprachiger Bevöl-

kerung der Bedarf an zwei parallelen Schulsystemen besteht, sowohl fin-

nischsprachige als auch schwedischsprachige Schulen eingerichtet werden.
In den kommunalen Schulen Nordlapplands wird hingegen der Schulun-
terricht in lappischer Sprache ausgebaut.
Es gibt ferner auch keine religiösen Gründe, die eine Privatschule erfor-

derlich machten, da die öffentlichen Schulen sowohl für evan.gelisch-luthe-
rische als auch für orthodoxe Schüler Religionsunterricht einrichten und

sonstige Religionen in Finnland sehr selten sind. Die jüdische Schule und
die Steiner-Schule können in gewissem Sinn gleichfalls als religiöse Schulen
angesehen werden.

41 ZaöRV47/3
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Die Existenz von Privatschulen ließe sich indes damit begründen, daß

die Gesellschaft alternative Lehranstalten, die neue pädagogische Idee&apos;n

anbieten, braucht. Im Sinne der Entwicklun&amp; des gesamfen Schulwesens

benötigt,man neben der öffentlichen Schule funktionsfähige Privat&apos;schu-len.
EinMonopolimSchulwesenwürde-nurdag*uführen,.daßneueStromun,-
gen unterdrückt und der liberale Geist erstickt werden.
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